
Eine Vorbeugungsarbeit von besonderer Bedeutung 
leistet die Volkswache. Diese wurde auf Grund des 
Dekrets Nr. 36/57 von den Exekutivkomitees der Ge­
meindevertretungen in den Gemeinden unter Mitwir­
kung der Bevölkerung zum Zwecke der Aufrechterhal­
tung der Ordnung und des Schutzes des sozialistischen, 
des privaten und persönlichen Eigentums organisiert. 
Die männlichen Einwohner im Alter von 18 bis 55 
Jahren erfüllen abwechselnd den Wachdienst unter der 
Leitung der Exekutivkomitees der Gemeinden und der 
Milizorgane. Der Volkswächter ist verpflichtet, auf 
frischer Tat gestellte Rechtsbrecher sofort dem Leiter 
des Milizpostens zuzuführen.

Auf Grund des Dekrets Nr. 665/55 wurde die Volks­
kontrolle eingerichtet. Sie wird freiwillig von Gruppen 
durchgeführt, die sich aus Arbeitern, Ingenieuren,

Technikern, Angestellten und Hausfrauen zusammen­
setzen. Sie arbeiten unter Anleitung der Gewerkschafts­
organe und werden in ihrer Arbeit von der Miliz und 
der staatlichen Handelskontrolle unterstützt. Die Volks­
kontrolle überprüft die Einhaltung der allgemeinen 
Vorschriften für den Handel in den Betrieben des staat­
lichen Handels.

Durch das Dekret Nr. 185/53 wurden den gewerk­
schaftlichen Organen wichtige Aufgaben des Arbeits­
schutzes übertragen. Die Hauptaufgabe dieser Organe 
besteht darin, durch organisatorische und vorbeugend­
erzieherische Arbeit dahin zu wirken, daß Arbeitsun­
fälle vermieden werden. Der Zentralrat der Gewerk­
schaften, der die dazu notwendigen Normativakte er­
läßt, organisiert, kontrolliert und leitet ihre Tätigkeit 
an.

R e c h t s p r e c h u n g

Strafredi I
§ 7 Abs. 1 Ziff. 2 WStVO.
Zur strafrechtlichen Verantwortlichkeit von Staats­

funktionären, die Beschlüsse der örtlichen Staatsorgane 
fahrlässig nicht oder falsch ausführen, so daß der Wirt­
schaftsablauf erheblich gestört wird.

I
BG Leipzig, Urt. vom 12. August 1960 — 2 BS 15/60.

Der angeklagte 40jährige H. war seit Oktober 1952 bis 
zur Abberufung im Juni 1960 beim Rat des Bezirks Leipzig 
in der Abteilung Industrie tätig und leitete die Planungs­
und Investitionsarbeiten. Später wurden ihm die Aufgaben 
der Unterabteilung Metallchemie übertragen. Seit Anfang 
1960 war er der verantwortliche Leiter der Unterabteilung 
Ökonomie. Gleichzeitig war der Angeklagte stellvertreten­
der Abteilungsleiter der Abteilung Industrie. Der Ange­
klagte H. hat am Fernstudium als Industrieökonom teil­
genommen und sein Staatsexamen als Diplom-Wirtschaft­
ler abgelegt. In seiner Tätigkeit hat der Angeklagte nicht 
immer genügend Initiative entwickelt. Vor bestimmten 
Aufgaben und Schwierigkeiten ist er zurückgewichen und 
hat sich dabei auch über Ratsbeschlüsse eigenmächtig hin­
weggesetzt. Bei seinen Entscheidungen stützte er sich 
ungenügend auf die Werktätigen und das eigene Kollektiv.

Der Angeklagte W., 39 Jahre alt, ist von Beruf Bäcker. 
Nach Kriegsende war er anfangs in seinem Beruf in einer 
Brotfabrik tätig. Er qualifizerte sich zum Sachbearbeiter 
und später zum Produktionsleiter. Danach war er als Haupt­
disponent und Werkleiter beschäftigt. Nach zweijährigem 
Direktstudium legte er 1959 sein Staatsexamen als Diplom- 
Wirtschaftler ab. Im September 1959 wurde er in den Rat des 
Bezirks Leipzig berufen und war dort bis zu seiner Abberufung 
im Juni 1960 in der Abteilung Industrie als Unterabtei­
lungsleiter Lebensmittelindustrie beschäftigt. Der Ange­
klagte W. hat in seiner Tätigkeit beim Rat des Bezirks 
gewisse Schwierigkeiten gehabt, weil er mit der Arbeit im 
Staatsapparat wenig vertraut war. Ihm wurde auch wenig 
Unterstützung und Hilfe gegeben. Seine Arbeit hat er zur 
Zufriedenheit durchgeführt, es jedoch nicht immer, ver­
standen, die ihm gegebenen Hinweise zu beachten und 
sich für die Durchsetzung der gefaßten Beschlüsse ein­
zusetzen.

Im Sieben jahrplan des Bezirks Leipzig (Bezirkstags­
beschluß Nr. 58/HI/59 vom 5. Dezember 1959) heißt es:

„Die Produktion der Lebensmittelindustrie ist entspre­
chend den Bedürfnissen der Bevölkerung, insbesondere 
in Hinsicht auf die Qualität, die Erweiterung der Sorti­
mente und die Vielfalt der Geschmacksrichtungen, zu 
entwickeln. In dem bereits in Bau befindlichen Enten- 
Mastkombinat W. .werden moderne Schlachtstraßen ein­
gebaut.“
Und weiter ist festgelegt, daß die Produktion im Enten­

zucht- und Mastkombinat W. so zu organisieren ist, daß 
die vorgesehene Kapazität von 600 000 Mastenten im Jahre 
1965 bereits ein Jahr früher erreicht wird.

Zum Aufbau dieses Objekts faßte der Rat des Bezirks 
Leipzig am 28. September 1959 den Beschluß Nr. 135/25/59. 
In diesem Beschluß wird die Verantwortlichkeit der ein­
zelnen Abteilungen beim Rat des Bezirks festgelegt. Die 
Ziffer 9' dieses Beschlusses lautet:'

„Die Abteilung Industrie wird beauftragt, in Zusam­
menarbeit mit der Projektierung die Technologie des

Schlachthauses, der Kühlanlage ... auszuarbeiten und 
Maßnahmen einzuleiten, damit die Kühlanlage bis späte­
stens Ende Juli 1960 eingebaut werden kann. Verant­
wortlich: Abteilung Industrie des Rates des Bezirks.“ 
Mit der Lösung der in Ziffer 9 genannten Aufgaben 

wurde vom Leiter der Abteilung Industrie zunächst der 
Angeklagte W. beauftragt. Er bestellte daraufhin über den 
Deutschen Innen- und Außenhandel eine ungarische 
Schlachtstraße und erteilte in Verbindung mit der Abtei­
lung Landwirtschaft beim Rat des Bezirks den entspre­
chenden Projektierungsauftrag an den VEB Projektie- 
rung-Konstruktion-Montagebüro für Lebensmittelindustrie 
.(PKM) in Berlin.

Infolge längerer Abwesenheit des Angeklagten W. wurde 
im Januar 1960 der Angeklagte H. mit der verantwortlichen 
Durchführung des Beschlusses beauftragt. Deshalb wur­
den ihm alle vorhandenen Unterlagen über die bisher 
veranlaßten Maßnahmen übergeben. Unter diesen Unter­
lagen befand sich auch die Ablehnung des durch den An­
geklagten W. gegebenen Projektierungsauftrags vom PKM 
Berlin. Der Angeklagte H. ist daraufhin zum PKM Berlin 
gefahren, um zu erreichen, daß die Projektierung frist­
gemäß erfolgt. Das PKM Berlin erklärte sich bereit, die 
Projektierung unter der Bedingung vorzunehmen, daß die 
Projektierung der Kühlanlage vom Forschungsinstitut für 
Kühl- und Gefrier-Lagerung in Magdeburg übernommen 
wird. In Magdeburg wurde dem Angeklagten H. erklärt, 
daß die Projektierung erst bis Ende Mai I960 fertiggestellt 
werden könne, die kältetechnischen Anlagen jedoch im 
Jahre 1960 nicht mehr lieferbar seien.

Hierüber will der Angeklagte H. den Vorsitzenden des 
Wirtschaftsrates mündlich informiert haben, ohne diesem 
den Hinweis zu geben, daß dadurch die im Ratsbeschluß 
festgesetzte Frist nicht eingehalten werden kann. Die über 
den Deutschen Innen- und Außenhandel bestellte ungari­
sche Schlachtstraße ist nach und nach ab Januar 1960 in 
W. eingetroffen.

Im März/April 1960 will der Angeklagte H. den Vor­
sitzenden des Wirtschaftsrates über den Gesamtstand des 
Objekts W. mündlich informiert haben. Gleichzeitig hat er 
dabei den Vorschlag unterbreitet, im Schlachthof Wa. zwei 
vorhandene Schlachtstraßen einzubauen, damit dort das 
Geflügel aus W. geschlachtet werden kann. In der Folge­
zeit legte der Angeklagte H. dann sein Hauptaugenmerk 
auf Wa., ohne überhaupt die Verwirklichung des Rats­
beschlusses hinsichtlich des Objekts W. noch zu beachten.

Der Angeklagte H. hat weder seinen Abteilungsleiter 
noch den Vorsitzenden des Wirtschaftsrates noch den Rat 
des Bezirks s c h r i f t l i c h  über den Stand seiner ge­
troffenen Maßnahmen und die dabei erzielten Ergebnisse 
informiert.

Als der Angeklagte W. im Frühjahr 1960 seine Arbeit 
wieder, aufnahm, fühlte er sich für die Durchführung des 
genannten Ratsbeschlusses nicht mehr verantwortlich. Er 
informierte sich lediglich bei seinen Kollegen über den 
Stand der Arbeiten an dem Objekt W. Im April 1950 fand 
bei der Staatlichen Plankommission in Berlin eine Tagung 
statt, in der der Angeklagte W. über die Sicherung der 
Geflügelschlachtung im Bezirk Leipzig berichten mußte. 
Deshalb informierte sich, der Angeklagte W. vorher beim 
Angeklagten H. Dieser erklärte ihm, daß die Schlacht­
straße in W. entgegen dem Ratsbeschluß nicht eingebaut 
werden könne, da die Kühlanlage im Jahre I960 nicht 
mehr geliefert würde. In der Besprechung in Berlin winde 
dem Angeklagten W. erklärt, daß alle Schlachtstraßen bis 
zum 30. September I960 eingebaut, sein müßten. Da dies 
nach der ihm von H. .gegebenen Auskunft in W. angeblich
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